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dem Zeitraum zwischen 1965 und 
1985 ganz im Zeichen der gebur-
tenstarken Jahrgänge, für die ein 
erweitertes Bildungs- und Ausbil-
dungsangebot bereit gestellt wer-
den musste (was nur teilweise ge-
lang). 

Jetzt werden viele Bundeslän-
der eher umgekehrt mit der Anfor-
derung konfrontiert, die schulische 
Infrastruktur den stark rückläu-
figen Schülerzahlen anzupassen. 
Solche demographisch bedingten 
Wellen der Expansion und Kon-
traktion pflanzen sich phasenver-
setzt durch das Bildungssystem – 
von den vorschulischen 
Einrichtungen bis zur Hochschule 
– hindurch. Allerdings sind hier 
vielfältige regionale Unterschiede 
zu beachten. So ist die Geburten-
entwicklung in den neuen Län-
dern anders verlaufen als in den 
alten Ländern.  

Ost-West-Kontrast
Der massive Geburtenrückgang 
am Ausgang der 1980er und in 
den 1990er Jahren wird in Ost-
deutschland voraussichtlich schon 
früher zu stark sinkenden Studien-
anfängerzahlen führen, während 
in Westdeutschland eher ein neu-
er „Studierendenberg“ (wie ein et-
was zynisches Schlagwort aus den 
1970er Jahren lautet) befürchtet 
wird, der im Jahre 2014 mit ge-
samtdeutschen 2,7 Millionen Stu-
dierenden seinen Gipfel erreichen 
soll.� Ein wichtiger Grund hierfür 

�	  Diese vielzitierte Zahl stützt sich auf 
die KMK-Prognose zu den Studienan-
fänger-, Studierenden- und Absolven-
tenzahlen aus dem Jahr 2005. In den 
Medien wird nur selten darauf hinge-
wiesen, dass hier drei Prämissen zu be-
rücksichtigen sind: (1) die Zahl bezieht 
sich auf den gesamten tertiären Be-
reich, schließt also auch die Berufsaka-
demien ein; (2) eine sehr hohe Über-

sind die steigenden Studienbe-
rechtigtenzahlen, die sich unter 
anderem aus der geplanten Ver-
kürzung der gymnasialen Schul-
zeit bis zum Abitur in 11 Ländern 
ergeben. 

In der Vergangenheit hat man 
in Deutschland allerdings häufig 
die Erfahrung gemacht, dass sol-
che Prognosen nicht sehr genau 
sind; die reale Entwicklung lag oft 
eher oberhalb als unterhalb der 
prognostizierten. Betrachtet man 
die Studienanfängerzahlen in 
Deutschland von 1950 bis heute, 
dann hat es nahezu in jedem Jahr 
mehr Studienanfänger als im Jahr 
zuvor gegeben. Ausnahmen von 
dieser Regel finden sich lediglich 
in der ersten Hälfte der 1980er und 
der 1990er Jahre sowie in den letz-
ten Jahren (seit 2004). 

Der erste „Studierendenberg“ 
in den 1980er Jahren, primär durch 
die geburtenstarken Jahrgänge 
zwischen 1960 und 1966 hervor-
gerufen, sollte durch eine zeitlich 
befristete Überlastsituation bewäl-
tigt werden, für die damals die 
seltsame Bezeichnung „Untertun-
nelung“ geprägt wurde. Spätes-
tens nach 1990 sollte sich eine 
weitgehende Entlastung vom de-
mographisch verursachten Nach-
frage-überdruck einstellen. Tat-
sächlich setzte in der zweiten 
Hälfte der 1990er Jahre ein erneu-
tes massives Wachstum ein, von 
dem her sich der erste „Berg“ eher 
wie das Voralpenland ausnahm. 
Und nun wird seitens der Kultus-
ministerkonferenz schon der dritte 
„Studierendenberg“ für die nächs-
ten Jahre prognostiziert. 

gangsquote in den tertiären Bereich 
von 85 %; (3) die durchschnittlichen 
Studienzeiten werden sich nicht verän-
dern.

Die den Hochschulen zur Ver-
fügung gestellten Ressourcen ha-
ben sich in der Vergangenheit kei-
neswegs in Relation zur steigenden 
Nachfrage und Auslastung entwi-
ckelt. Studierendenzahl und staat-
liche Aufwendungen für die Hoch-
schulen stehen in einem nur sehr 
lockeren Verhältnis zueinander. 
Das für die nächsten Jahre erwar-
tete starke Wachstum der Studien-
anfänger- und Studierenden-
zahlen bot den Anlass für die Ende 
November vorläufig abgeschlos-
senen Verhandlungen über den 
Hochschulpakt, der die Länder in 
die Lage versetzen soll, bis 2010 ihr 
Studienplatzangebot um 90.000 
Studienplätze zu erweitern. Die ei-
gentliche Herausforderung wird 
sich aber voraussichtlich erst nach 
dem Jahr 2010 stellen.      

Aktuell weniger Studien-
anfänger  
Etwas erwartungswidrig sind die 
Studienanfängerzahlen in den 
letzten drei Jahren zurückgegan-
gen. Für 2006 hatte die KMK eine 
Anfängerzahl in der Spannweite 
zwischen 367.000 und 406.000 
vorausgeschätzt – tatsächlich sind 
es (die Zahl kann noch leicht stei-
gen) etwa 344.000. Für diese nicht 
unerhebliche Diskrepanz gibt es 
mehrere Ursachen, die der poli-
tischen Deutung offen stehen 
(etwa der Einfluss, welcher der Ein-
führung von Studiengebühren da-
bei zukommt): unter anderem eine 
zu hoch angesetzte Studierbereit-
schaft, vor allem aber der Umstand, 
dass sich das Hochschulsystem 
durch ausufernde Zulas-sungsbe-
schränkungen zunehmend von 
der tatsächlichen Nachfrage ab-
schottet.  

Magazin_1_07_030107.indd   3 15.01.2007   14:24:24



�

Bereits hieran lässt sich able-
sen, dass die Zahl der Bildungsteil-
nehmer keineswegs allein von der 
Geburtenzahl abhängt. Das zu er-
wartende Wachstum der Studien-
berechtigtenzahlen infolge der 
kürzeren gymnasialen Schulzeit ist 
ein Beispiel für staatlich-politische 
Interventionen, die zu einer Aus-
weitung der Nachfrage führen. Die 
Ausweitung des Numerus clausus 
ist dagegen ein Beispiel für die Fol-
gen institutioneller Politik, die eine 
Verknappung des Angebots zur 
Folge hat. Unter dieser Vorausset-
zung können Bildungsprognosen 
nur noch ein Nachfragepotenzial 
vorausschätzen; offen bleibt, in 
welchem Umfang dieses Potenzial 
tatsächlich erschlossen wird.  

Dass die Entwicklung der Stu-
dienanfängerzahlen häufig anders 
als vorausgesehen verlief, war un-
ter den Bedingungen eines relativ 
offenen Zugangs primär dem tief 
greifenden Wandel des Bildungs-
verhaltens und der Bildungsent-
scheidungen in der Bevölkerung 
geschuldet, der zu einer deutlich 
angestiegenen Partizipation an 
gymnasialer Bildung und in der 
Folge an Hochschulbildung führte. 
Allein die Abiturientenquote ist 
heute fünf- bis sechsmal so hoch 
wie in den 1950er Jahren, aller-

dings mit starken regionalen Un-
terschieden. Durch eine steigende 
Bildungsbeteiligung können de-
mographische Effekte kompen-
siert, ja sogar überkompensiert 
werden. Genau dies war nach dem 
ersten „Studierendenberg“ nach 
1990 der Fall. 

Immer höhere Bildungs-
beteiligung
Auch wenn es hier kurzfristige Un-
terbrechungen gibt, hat die Bil-
dungsbeteiligung im langfristigen 
Zeitvergleich permanent zuge-
nommen und wird weiter zuneh-
men – allein aufgrund der Eigen-
dynamik der Bildungsexpansion 
und des steigenden Bildungswett-
bewerbs, der auf jede nachwach-
sende Generation einen Druck 
ausübt, mindestens das erreichte 
Bildungsniveau zu erhalten, nach 

Möglichkeit sogar zu übertref-
fen. Die zukünftigen Studien-

anfänger- und Studieren-
denzahlen hängen also 

keineswegs allein von 
der Geburtenzahl ab, 
sondern von noch grö-
ßerer Bedeutung sind 
die altersbezogene Bil-
dungsbeteiligung so-
wie die Angebotspoli-

tik, insbesondere die 
Zugangs- und Zulas-

sungspolitik des Staates 
und der Hochschulen. 

Für die zukünftige Hoch-
schulentwicklung sind auch drei 

andere Aspekte der demogra-
phischen Entwicklung von großer 
Bedeutung. 

Erstens verändert die Verschie-
bung der Altersstruktur von den 
Jüngeren zu den Älteren den Me-
chanismus des gesellschaftlichen 
Innovationstransfers fundamental. 
Immer weniger ist es der „Zustrom“ 
jüngerer, besser qualifizierter Per-
sonen aus dem Bildungssystem, der 
für gesellschaftliche Dynamik sorgt. 
Vielmehr wird es in Zukunft vor 
allem auf die Weiterbildung der be-
reits in der Erwerbstätigkeit stehen-
den Personen ankommen. Schon 
aus demographischen Gründen 

wird eine weitere Expansion des Bil-
dungssystems nicht mehr primär 
vom Schul- und Ausbildungssys-
tem ausgehen, sondern von der 
Weiterbildung – auch an der Hoch-
schule.  

   Zweitens: Die Bildungsexpan-
sion wurde schon in den 1970er 
und 1980er Jahren in hohem Maße 
von den jungen Frauen getragen. 
Von kurzfristigen Unterbrechungen 
abgesehen hat der Anteil der Frau-
en unter den Studienanfängern 
und Studierenden langfristig zuge-
nommen, im Universitätsbereich 
deutlicher als im Fachhochschul-
bereich. Die anhaltende „Feminisie-
rung“ des Hochschulbesuchs hat 
ihre Auswirkungen auf das Absol-
ventenangebot; der Anteil der 
Hochschulabsolventinnen wird 
deutlich anwachsen. In immer hö-
herem Maße hängt die langfristige 
Versorgung des Beschäftigungs-
systems mit hoch qualifizierten Ar-
beitskräften von den jungen Frau-
en ab. Dieser Trend verstärkt die 
Notwendigkeit von Vereinbarkeits-
optionen zwischen Beruf und Fa-
milie. 

Drittens schließlich ist die 
Hochschule mehr und mehr zu ei-
ner Einrichtung der Selbstrepro-
duktion der akademischen Bil-
dungsschichten geworden. In den 
letzten Jahren kamen zwischen 50 
und beinahe 60 % der Studienan-
fänger aus einer Familie, in der 
mindestens ein Elternteil schon 
über einen Hochschulabschluss 
verfügt. Die durchschnittliche 
Chance eines Jugendlichen aus 
einem solchen Elternhaus, ein Stu-
dium aufzunehmen, ist etwa vier- 
bis fünfmal so hoch wie die eines 
Jugendlichen aus einer Familie, in 
der die Eltern über einen Volks-/
Hauptschulabschluss verfügen – 
selbst unter Kontrolle der Schulleis-
tung bleibt ein erheblicher sozialer 
Selektionseffekt. 

Soziale Öffnung gefragt
Hier könnte sich zukünftig eine 
seltsam paradoxe Situation erge-
ben: Es mehren sich die Belege da-
für, dass es einen negativen Zu-
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sammenhang zwischen Bildung 
und Kinderzahl gibt. Die Bildungs-
elite – gleich ob männlich oder 
weiblich – scheint deutlich häu-
figer auf Kinder zu verzichten. Die 
Hochschulen sind also stärker als 
je zuvor gezwungen, sich sozial zu 
öffnen, wenn sie am Erhalt ihres 
Nachfrageniveaus interessiert 
sind. 

Die Suche nach neuen Ziel-
gruppen für den Hochschulbesuch 
ist alles andere als abwegig. Denn 
die Hochschulen in der Bundesre-
publik scheinen langfristig vor ei-
ner seltsam widersprüchlichen 
Entwicklung zu stehen. Demogra-
phie, Bildungsbeteiligung und 
Schulpolitik führen dazu, dass das 
Studiennachfragepotenzial bis 
etwa 2020 voraussichtlich nicht 
wesentlich unter das Niveau der 
Jahre 2001 – 2003 sinken wird, also 
unter die höchsten Anfängerzah-
len, die es bislang in Deutschland 
gab. Bis etwa 2013/2015 liegt das 
Potenzial an Studieninteressierten 
sogar weit oberhalb dieses Ni-
veaus. 

Gesamtgesellschaftliche 
Herausforderung
In welchem Umfang die Hoch-
schulen dieses Potenzial tatsäch-
lich aufnehmen, hängt von der 
Zulassungspolitik der Hochschulen 
und der Ressourcenpolitik des 
Staates ab – von der Frage, ob sich 
eher eine Strategie der Limitierung 
oder der Öffnung durchsetzen 
wird. Im Interesse der Chancen-
gleichheit zwischen den Generati-
onen und des zukünftigen Ange-
bots und Bedarfs an hoch 
qualifizierten Arbeitskräften wäre 
eine weitere Abschließung des 
Hochschulsystems nicht vertretbar, 
so wenig wie eine Gefährdung des 
akademischen Qualitäts- oder Ni-

veauanspruchs durch eine „neue 
Tunneltaktik“ (Y. Hener). Erforder-
lich ist vielmehr eine enorme ge-
sellschaftliche und volkswirtschaft-
liche Kraftanstrengung, die weit 
über den aktuellen Hochschulpakt 
hinausgeht. 

Und nach 2025?
Das langfristig planerisch Wider-
sprüchliche besteht darin, dass 
nach dem Jahr 2025 das Hoch-
schulsystem vor einer völlig ande-
ren Herausforderung steht. Die 
Geburtsjahrgänge der Eltern, de-
ren Kinder nach dem Jahr 2025 das 
Studium aufnehmen werden, um-
fassen gerade noch um die 800.000 
Personen, inzwischen weniger als 
700.000 Personen. Ein Wendepunkt 
der demographischen Entwick-
lung ist nicht in Sicht. Selbst wenn 
sich die altersbezogene Studier-
quote auf eine – heute noch nicht 
recht vorstellbare – Marke von 
50 % zu bewegen sollte, selbst 
dann werden die Studienanfän-
gerzahlen auf weit unter 300.000, 
tendenziell unter 250.000 Personen 
zurückgehen. 

Was diese Entwicklung für die 
Infrastruktur des Hochschulsys-
tems bedeutet, ist zurzeit aus gu-
ten Gründen nicht Gegenstand 
ernsthafter politischer Planungen. 
Von den Studienanfänger- und 
Studierendenzahlen ist jedoch 
vieles abhängig: Größe und Finan-
zierung der Hochschulen, Stand-

ortstruktur, das curriculare Ange-
bot und anderes mehr. Ein 
bildungspolitisches Umdenken 
wird langfristig nicht zu vermeiden 
sein: Statt Studiengebühren wird 
es vielleicht Studienprämien ge-
ben; Studiengänge werden sich 
entspezialisieren; kleine(re) Hoch-
schulen sind angesagt; Auswahl-
verfahren werden fragwürdig. Viel-
leicht werden sich die Hochschulen 
dann auch endlich der oft vernach-
lässigten Aufgabe der Weiterbil-
dung widmen.  

Doch bevor die Phantasie allzu 
sehr durchgeht, ist nochmals dar-
auf hinzuweisen, dass in den 
nächsten 10 Jahren erst einmal 
eine gänzlich andere Herausforde-
rung bevorsteht – die des weiteren 
Wachstums, das mit den stei-
genden Anforderungen an die 
Qualität der Hochschulleistungen 
ausbalanciert werden muss. Wenn 
diese Herausforderung nicht als 
Entwicklungschance erkannt, son-
dern vertan wird, wird sich die Po-
sition der deutschen Hochschulen 
im internationalen Wettbewerb 
ebenso verschlechtern wie die der 
deutschen Wirtschaft.

Prof. Dr.  Andrä Wolter
wolter@his.de
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Studierende greifen immer 
stärker auf Online-Angebote 

der Hochschulen zu – und zwar 
sowohl zur Unterstützung ihrer 
Lernprozesse als auch zur Orga-
nisation ihres Studiums. Dies 
war ein Hauptergebnis der Be-
fragung deutscher Studierender 
im Rahmen einer HIS-Studie aus 
dem Frühjahr 2005. Welche Be-
deutung messen aber – rund  
anderthalb Jahre später – die 
deutschen Hochschulen als Bil-
dungsanbieter den Themen  
E-Learning und IT-Management 
bei?

Diese Frage behandelt eine im 
Sommer 2006 durchgeführte Um-
frage, die von der Hochschul-Infor-
mations-System GmbH (HIS) und 
dem Multimedia Kontor Hamburg 
durchgeführt worden ist.
Die Ergebnisse der alle deutschen 
Hochschulen (Rücklaufquote 60%) 
adressierenden Erhebung zeigen: 
Die Digitalisierung von Kernpro-
zessen in Studium, Lehre und Ver-
waltung ist ein wichtiger Faktor im 
Wettbewerb unter den Einrich-
tungen des tertiären Bildungssys-
tems. So gibt es inzwischen nur 
noch sehr wenige Hochschulen, 
die keine einzige Spielart medien-
gestützter Lehre in ihrem Bildungs-
portfolio haben, und zugleich ist 
IT-Management an vielen Einrich-
tungen inzwischen zur strate-
gischen Aufgabe avanciert. Neben 
diesen ermutigenden Ergebnissen 
gibt die Studie freilich auch zu er-
kennen, dass noch manche Hürden 
zu nehmen sind, bevor die Vision 
einer medienbruchfreien, netzba-
sierten Arbeits- und Studienumge-

bung Realität werden kann. Im Fol-
genden werden einige der für die 
digitale Lehre relevanten Ergeb-
nisse vorgestellt.

E-Learning – verstanden als 
Einsatz digitaler, synchroner oder 
asynchroner Medien zur Unterstüt-
zung von Lehr-/Lernprozessen im 
Präsenz- und Fernstudium – ist 
heute an fast allen deutschen 
Hochschulen vertreten: 87% aller 
Einrichtungen stellen ihren Studie-
renden Materialien wie Skripten, Fo-
liensätze, aufgezeichnete Veranstal-
tungen usf. im Netz zur Verfügung. 
66% bieten interaktive Lehrange-
bote (von einfachen Multiple-
Choice-Übungen bis zu komplexen 
Lernumgebungen) an, 36% führen 
virtuelle Seminare und Tutorien 
durch, 31% übertragen Vorle-
sungen über das Internet an remo-
te locations, 21% ermöglichen das 
Lernen in virtuellen Laboren und 
Praktika, und immerhin 16% verfü-
gen inzwischen schon über voll-
ständige Online-Studiengänge, bei 
denen die Studierenden mit elek-

tronischen Werkzeugen kommuni-
zieren und kooperieren. Bei den 
geplanten Angeboten liegen die 
virtuellen Seminare (17% der Hoch-
schulen) und die Online-Studien-
gänge (16% der Hochschulen) vorn: 
Die Attraktivität letzterer dürfte aus 
der Nachfrage nach berufsbeglei-
tenden Master-Studiengängen re-
sultieren, die sich in Zukunft sicher-
lich noch verstärken wird.

Betrachtet man allerdings den 
Anteil mediengestützter Studien-
angebote am jeweiligen Gesamt-
studienangebot, so erweist sich der 
mediale Durchdringungsgrad der 
Lehre als (noch) gering; nur die lehr-
veranstaltungsbegleitenden Mate-
rialien sind heute schon in vielen 
(und bei 22 Hochschulen sogar in 
allen) Veranstaltungen präsent; bei 
den übrigen Lernformen liegt der 
Anteil medienunterstützter Szenari-
en überwiegend noch unter zehn 
Prozent.

Was die strategische Bedeu-
tung der mediengestützten Lehre 
für die Umsetzung übergreifender 

Studieren in der Informationsgesellschaft 
Zum aktuellen Stand von E-Learning im Hochschulbereich
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Ziele anbetrifft, betonen die Hoch-
schulen die unmittelbaren Vorteile 
für die Studierenden und den – 
dadurch realisierten – mittelbaren 
Ertrag für die eigene Institution. 
77% sehen in E-Learning eine Op-
tion, um die Zufriedenheit der Stu-
dierenden durch bessere Services 
in Lehre und Betreuung zu erhö-
hen, 63% erwarten eine Reputati-
onssteigerung durch den Einsatz 
aktueller Technologien, 60% eine 
Verbesserung der Studienleistun-
gen, und 56% hoffen, neue Ziel-
gruppen erschließen zu können.
Weniger ausgeprägt ist das Ver-
trauen in die digitale Lehre als Ins-
trument zur Schonung der noto-
risch knappen personellen oder 
finanziellen Ressourcen: So sehen 
nur 36% der Hochschulen eine 
Chance zur Behebung von Kapazi-
tätsengpässen, 31% versprechen 
sich Einnahmen durch Online-An-

gebote in der Weiterbildung, und 
30% würden Content oder Kurse 
anderer Anbieter übernehmen. 
Diese Werte zeigen, dass die hoch-
fliegenden Erwartungen in Bezug 
auf die ökonomischen Effekte des 
virtuellen Studiums erodiert sind 
und einem nüchterneren, prag-
matischen Zugriff auf die Möglich-
keiten der Online-Lehre Platz ge-
macht haben. 
Unterm Strich lässt sich sagen, 
dass elektronische Materialien be-
reits Standard und interaktive 
Lehrangebote auf dem Wege sind, 
ein solcher zu werden. Auch wenn 
speziellere und aufwändigere digi-
tale Studienformen eine demge-
genüber geringere Verbreitung 
aufweisen und die mediale Durch-
dringung des Studiums in toto 
noch bescheiden ausfällt, wird 
doch deutlich – u. a. an den von 
den Hochschulen geplanten „Digi-

Dr. Bernd Kleimann
kleimann@his.de

talisierungs-Maßnahmen“, dass die 
Chancen wie auch die Herausfor-
derungen auf dem Weg zu einer 
durchgängigen elektronischen 
Unterstützung des Studiums er-
kannt worden sind. 
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vices  im Hochschulrechenzentrum. 
Die Verwaltungs-IT steht im Brenn-
punkt beider Entwicklungen, was 
das rege Interesse an der Veran-
staltung eindrucksvoll bestätigte. 

Teil A des Workshops nahm 
die Integration der Verwaltungs-
prozesse in den Blick. Die Einfüh-
rung modularisierter Bachelor- 
und Master-Studiengänge geht 
mit einer stärkeren Strukturierung 
der Studienabläufe, einer Verviel-
fachung formalisierter Prüfungen 
und engeren Zeitfenstern für Zu-
lassungs- und Prüfungsverfahren 

einher. Diese Heraus-
forderungen lassen sich 
nur durch die Automa-
tisierung der Studieren-
den- und Prüfungsver-
waltung bewältigen. 
Über Selbstbedienungs-
funktionen werden Stu-
dierende und Lehrkräfte 
in diese IT-gestützten 
Verwaltungsprozesse 
einbezogen. 

Die IT-Systeme der 
Hochschulverwaltung 
werden zu entschei-
denden Schnittstellen 
der Prozessabläufe zwi-
schen Studierenden, 
Prüfungs- und Studie-
rendenämtern, Lehr-
kräften und IT-Adminis-

tratoren. Entsprechend kann die 
Einführung von Bachelor- und 
Masterstudiengängen nicht durch 
eine „blinde Elektrifizierung“ der 
Verwaltungsaufgaben gelingen. 

Voraussetzung ist vielmehr eine 
Reorganisation der hochschulwei-
ten Prozessabläufe.

Die netzgestützte Integration 
der hochschulweiten Informations-
versorgung erfordert die elektro-
nische Abbildung der Positionen, 
Zuständigkeiten und Befugnisse, 
die Studierende, Wissenschaftler 
und Verwaltungsmitarbeiter inner-
halb der Hochschulorganisation 
einnehmen. Thomas Hildmann 
stellte dazu das an der TU Berlin 
entwickelte Identitätsmanage-
mentsystem TUBIS vor. Dabei han-
delt es sich um eine Hintergrund-
software, die auf Basis einer 
flexiblen Rollen- und Rechtever-
waltung den IT-Nutzern personali-
sierte Zugänge zu einer Vielzahl 
von Anwendungen einschließlich 
der HIS-Systeme eröffnet.

Im Rahmen der HIS-Systeme 
dient das Veranstaltungsmanage-
mentmodul LSF, das von Henning 
Cloes vorgestellt wurde, als Tor in 
die von SOS und POS verwaltete 
Bachelor- und Masterwelt. Über 
personalisierte Vorlesungsver-
zeichnisse und Modulkataloge 
können Studierende die für ihr 
Studiensemester relevanten Ver-
anstaltungen belegen und sich zu 
den anstehenden Prüfungen an-
melden. Lehrkräfte können ihre 
Veranstaltungsangebote und Prü-
fungsergebnisse eingeben.

Teil B war den Folgen für die 
Organisation der Verwaltungs-IT 
gewidmet. Aus der Perspektive der 
Integrierten Informationsversor-

Alternative IT-Versorgungskonzepte für 
die Hochschulverwaltung

Auf einem HIS-Workshop am 
26. Oktober 2006 diskutier-

ten rund 100 Verwaltungs- und 
IT-Experten die Folgen des  
Bologna-Prozesses für die Zu-
sammenarbeit zwischen Hoch-
schulrechenzentrum und Hoch-
schulverwaltung.

Die Einführung von Bachelor- 
und Masterstudiengängen erfor-
dert sowohl in den Fachbereichen 
als auch in den zentralen Dienst-
leistungseinrichtungen tief greifen-
de Veränderungen. In der Studie-
renden-und Prüfungsadministration 
müssen die Prozesse zwischen zen-
traler Verwaltung und Fachbereichen 
neu definiert und mit netzgestütz-

ten IT-Systemen automatisiert 
werden. Zeitgleich ermöglichen 
neue Technologien –  Remote-Ma-
nagement, Server-Hosting etc. –  
die Rezentralisierung der IT-Ser-

Das Hochschulrechenzentrum  
im Bologna-Prozess

„Kooperation“

„Kleine Fusion“

„Große Fusion“
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gung lassen sich Kooperationsmo-
delle, bei denen die Verwaltungs-
IT Teil der Hochschulverwaltung 
bleibt, und Fusionsmodelle unter-
scheiden, bei denen das Hoch-
schulrechenzentrum die Verant-
wortung für die Verwaltungs-IT 
– ggf. auch für die Bibliotheks-IT – 
übernimmt (vgl. Abbildung). 

Vorteile einer Fusion werden 
üblicherweise beim Zusammen-
führen redundanter IT-Services zur 
PC- und Serveradministration so-
wie im flexibleren Einsatz des IT-
Personals gesehen. Offen bleiben 
die Wirkungen auf die Kooperation 
mit dem zentralen und dezentralen 
Verwaltungspersonal. Idealtypisch 
lassen sich die Kooperationsmuster 
„Haustechniker“, „Servicelieferant“ 
und „Impulsgeber“ unterscheiden. 
Angesichts der zunehmenden 
Komplexität der IT-Systeme er-
scheint die Ablösung von Haus-
technikern, die im persönlichen 
Kontakt zu „ihren“ Verwaltungskol-
legen eine informelle, improvisierte 
Komplettbetreuung bieten, durch 
professionelle und spezialisierte 
Servicelieferanten zweckmäßig. Al-
lerdings verhindert eine mit 
Dienstleistungskatalogen und Ser-
vice-Level-Aggreements formali-
sierte Auftragsabwicklung häufig, 
dass die Verwaltungs-IT zum Im-

pulsgeber bei der Reorganisation 
der Verwaltungsprozesse wird.

Von der Integration der Ver-
waltungs-DV in das Hochschulre-
chenzentrum an der Universität 
Frankfurt berichtete Dr. Stefan Glü-
ckert. Aufgrund der Abspaltung 
des für die SAP-Systeme der Fi-
nanz- und Personalverwaltung, 
des Facility Management sowie 
des Einkaufs zuständigen Perso-
nals hatte die Verwaltungs-DV ihre 
kritische Masse verloren. Durch die 
tätigkeitsorientierte Aufteilung der 
übrigen Mitarbeiter auf die Abtei-
lungen des Rechenzentrums kann 
die IT-Betreuung der hochschul-
spezifischen Verwaltungssysteme 
inzwischen wieder auf hohem Ni-
veau sichergestellt werden. 

Dem stellte Dr. Rudolf Emrich 
von der TU Kaiserslautern seine 
langjährigen Erfahrungen mit der 
Kooperation zwischen der Verwal-
tungs-DV und dem Regionalen 
Hochschulrechenzentrum gegen-
über. Die Verwaltungs-DV gehört 
zwar zur Zentralen Verwaltung, 
wird allerdings in Personalunion 
vom Geschäftsführer des Hoch-
schulrechenzentrums geleitet. Auf 
diesem Wege gelingt es beiden 
Einrichtungen ihre strategischen 
Planungen abzugleichen und red-
undante Services zusammenzu-

führen, ohne die Verwaltung aus 
der Verantwortung für die Betreu-
ung ihrer IT-Systeme zu entlassen.

In der z. T. kontroversen Teil-
nehmerdiskussion kristallisierte 
sich als übergeordnetes Ziel aller 
Organisationsmodelle heraus, die 
Spezialisten für Verwaltungs-IT 
möglichst weitgehend von der all-
gemeinen Rechnerbetreuung zu 
entlasten, um die Automatisierung 
der Verwaltungsprozesse forcieren 
zu können.

Die Vortragsunterlagen stehen 
zum Download bereit unter

www.his.de/hrzimbolognaprozess 
Eine gemeinsame Veröffentli-

chung mit der Zeitschrift „Praxis 
der Informationsverarbeitung und 
Kommunikation (PIK)“ zum Thema 
ist in Vorbereitung.

Dr. Horst Moog
moog@his.de

Ü

Magazin_1_07_030107.indd   9 15.01.2007   14:24:35



10

Es ist schon erstaunlich. Nach 
zwei von den zuständigen 

Ministerien verordneten Fusi-
onen an den Standorten Duis-
burg/Essen und Lüneburg ma-
chen sich nun zwei Hochschulen 
aus eigenem Antrieb auf und 
gehen eine Strategische Part-
nerschaft ein. 

Inhalt dieser strategischen Part-
nerschaft ist es, gemeinsam die 
Möglichkeiten einer engen Zusam-
menarbeit – im Raum stehen die 
Modelle Kooperation oder Fusion 

– ergebnisof-
fen zu prüfen. 
Bei den Hoch-
schulen han-
delt es sich um 
die Fachhoch-
schulen Frank-
furt und Wies-
baden.  		
  Wie kommen 
zwei Hoch-
schulen dazu, 
ohne Not ein 
solches Unter-
nehmen zu wa-
gen? Denn Mut 
ist für ein sol-
ches Vorhaben 
schon erforder-

lich, weiß man doch aus Erfah-
rungen der Privatwirtschaft, dass 
nur etwa die Hälfte sogenannter 
Merger-Prozesse gelingen. 

Hintergrund des Vorhabens sind 
die fundamentalen Veränderungen 
im bundesdeutschen Hochschul-
system, die eine Fülle neuer Heraus-
forderungen für die Hochschulen 
mit sich bringen. Gingen die Fach-
hochschulen zunächst davon aus, 

dass sie zu den uneingeschränkten 
Gewinnern der Strukturreform der 
neuen Studienabschlüsse gehö-
ren würden, so ist diese Auffas-
sung inzwischen einer durchaus 
differenzierten Betrachtung gewi-
chen. Zwar geht mit dem Bologna-
Prozess die Vereinheitlichung der 
Studienabschlüsse einher, in deren 
Folge auch die Fachhochschulen 
Masterstudiengänge anbieten und 
sich in der Lehre strukturell nicht 
mehr von Universitäten unterschei-
den. Zwar wird die normative Diffe-
renzierung des bundesdeutschen 
Hochschulwesens in Fachhochschu-
len und Universitäten in Zukunft auf-
grund der Homogenisierung des 
europäischen Hochschulraumes 
und der Einführung gestufter Studi-
engänge ihre zentrale Gestaltungs-
kraft einbüßen. 

Aber mit der Erosion der funk-
tionalen Differenzierung von Fach-
hochschulen und Universitäten 
beginnen auch die Universitäten 
in den Feldern anwendungsorien-
tierter Studiengänge – dem klas-
sischen Feld der Fachhochschulen 
- zu „wildern“. Dieser Trend wird an 
den Fachhochschulen durchaus 
mit gemischten Gefühlen betrach-
tet. Ebenso wie die Anstrengun-
gen der Berufsakademien, die 
nunmehr ihre anwendungsbezo-
genen Studiengänge im Bachelor-
bereich akkreditieren.

Die Fachhochschulen werden 
es also in ihren angestammten 
Marktsegmenten nicht nur zuneh-
mend mit universitären Mitbewer-
bern zu tun bekommen werden, die 
in den Bereich anwendungsorien-
tierter Wissenschaften eindringen 
werden, sie werden auch Konkur-

renz von Seiten der Berufsakade-
mien bekommen und geraten da-
bei in eine Art Sandwich-Situation, 
die für Hochschulen mittlerer Größe 
in Zukunft unkomfortabel werden 
könnte.

Auf diese Entwicklungen wol-
len sich die beiden beteiligten 
Hochschulen im Sinne einer vor-
ausschauenden Zukunftssiche-
rung vorbereiten; sie wollen sich 
aktiv den Herausforderungen stel-
len und prüfen, ob und welche 
Chancen in einer strategischen 
Partnerschaft beider Hochschulen 
liegen.

HIS unterstützt die beiden 
Fachhochschulen Frankfurt und 
Wiesbaden in diesem hochgradig 
beteiligungsorientiert angelegten 
Prozess der Potenzialanalyse einer 
Partnerschaft. In einem zehnmo-
natigen Vorhaben, das geprägt 
sein wird von einer Vielzahl paritä-
tisch besetzter Projekt- und Ar-
beitsgruppen, von Visionswork-
shops und Stakeholderforen, 
werden alle Organisationsein-
heiten der beiden Hochschulen, 
die Studiengänge und For-
schungsbereiche, die Bibliotheken 
und administrativen Verwaltungs-
einheiten miteinander ins Ge-
spräch kommen und sich unter 
Moderation von HIS ihre Arbeits-
weisen vorstellen, ihre Stärken of-
fen legen, aber auch von Schwä-
chen nicht schweigen. 

Nach dieser Ist-Analyse wird 
die Frage zu beantworten sein, ob 
eine grundlegende Modernisie-
rung und Neuausrichtung der be-
stehenden Fachbereiche und Ein-
richtungen erreicht werden kann, 
mit der die Veränderungen der 

Strategische Partnerschaft der 
Fachhochschulen Frankfurt am Main 
und Wiesbaden
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